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\
Bruno Molitor

Entschlackung 
der 
Forschungspolitik

Der neue Bundesforschungsmi­
nister hatte einen schlechten 

Start. Damit ist nicht gemeint, daß 
auch sein Ressort von der längst 
überfälligen allgemeinen Brem­
sung der Staatsausgaben betroffen 
wird; das könnte eher als eine heil­
same Aufforderung wirken, den 
Dschungel der fast 7000 Projekte 
mit 1400 Beratern und 750 Projekt­
verwaltern zu durchforsten, die der 
Bund zur Zeit direkt fördert. Viel­
mehr glaubte der Minister, kaum 
daß er vierzehn Tage im Amt war,
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sich mit forschen Beschwörungen 
der Öffentlichkeit vorstellen zu sol­
len; Falls die Elektrizitätswirtschaft 
sich nicht freiwillig bis zu 30 % an 
den Entwicklungskosten des 
Schnellen Brüters (bisher 7 %) und 
des Hochtemperaturreaktors (bis­
her 20,5 %) beteiligt, sei eine ,,For­
schungssteuer“ nach Art des im­
mer noch existierenden Kohlepfen­
nigs (jährlich rund 2 Mrd. DM) ins 
Auge zu fassen.

In fataler Weise wird man an die 
Übung der bildungspolitischen Bü­
rokratie erinnert, die jedesmal, 
wenn das Angebot der Wirtschaft 
an Lehrstellen schwankt, mit der 
Inkraftsetzung der ,,Ausbildungs­
abgabe“ unseligen Angedenkens 
droht -  wahrlich eine verkehrte 
Welt; denn eigentlich sollte ein Un­
ternehmen, das über seinen Eigen­
bedarf hinaus ausbildet, steuerlich 
belohnt werden.

Solche Drohgebärden sind nicht 
nur politisch schlechter Stil. Auch in 
der Sache würde ein ,,Atompfen­
nig“ , so unschuldig er klingen mag, 
nur weiter von einer soliden Fi­
nanzpolitik wegführen. Was die 
Politiker glauben, an Staatsausga­
ben tätigen zu sollen, müssen sie 
sich im Parlament über die allge­
meine Besteuerung im ordentli­
chen Haushalt bewilligen lassen. 
Sonderabgaben einmal hier und 
einmal dort gleichen einem Ver­
wirrspiel, das die Kontrolle der 
Staatstätigkeit in der Demokratie 
aushöhlt. Liegen aber die Steuer­
einnahmen fest, so haben sich die 
staatlichen Instanzen nach der 
Decke zu strecken und, statt in 
Ausweichmanövern nach zusätzli­
chen Mitteln zu suchen, ihre Aus­
gabenprioritäten zu überprüfen.

So auch der Forschungsmini­
ster. Gerade in seinem Bereich gibt 
es eine Reihe von Projekten, die 
schon fachlich, um es vornehm 
auszudrücken, nicht unumstritten 
sind. Davon machen auch jene 
33,8 % seiner Haushaltsmittel kei­
ne Ausnahme, die der institutionei­

len Forschung zufließen. Die poli­
tisch so einnehmende Metapher 
,,Forschung“ pflegt nur zu leicht 
manches zu überdecken, was nicht 
Gold ist, auch wenn es glänzt.

Im übrigen liegt es sicherlich 
nicht an den Stromverbrauchern, 
wenn sich die Entwicklungskosten 
etwa des Schnellen Brüters nach 
heutigen Schätzungen auf 4 Mrd. 
DM verdoppelt haben. Das geht 
entscheidend auf politische Unent­
schlossenheit und Verzögerungen 
zurück. Und schon haben die Re­
gierungen Hollands und Belgiens 
wissen lassen, daß sie dafür finan­
ziell nicht mehr aufzukommen be­
reit sind.

Überhaupt ist es hohe Zeit, die 
Forschungspolitik in mehr markt­
wirtschaftliche Bahnen zu lenken. 
Bisher beherrschte einseitig die se­
lektive Projektförderung über die 
Staatsausgaben das Feld. Sie aber 
ist nicht nur ausnehmend venwal- 
tungsintensiv, und zwar in der Mini- 
sterialbürokratie wie bei den bean­
tragenden Unternehmen. Sie ver­
zerrt auch den Wettbewerb, weil 
sie aus der Sache heraus praktisch 
nur Großbetrieben zugute kommt. 
Überdies kann sie investitionslen- 
kerische Gelüste nähren, wie sie 
auf der politischen Bühne schon 
expressis verbis vertreten wurden.

Dem wäre durch den Übergang 
zur indirekten Förderung über den 
Steuerabzug als Regelfall vorzu­
beugen. Auch die sogenannte Per­
sonalzulage, die man kürzlich dem 
gewerblichen Mittelstand als Trost­
pflaster zugestand, hätte im Steu­
errecht als Anpruch ihre Veran­
kerung zu finden. Die bisherige 
Technik sollte auf wenige Großpro­
jekte beschränkt werden.

Natürlich wird das nicht ohne 
den Widerstand der Forschungs­
bürokratie abgehen, die sich in der 
Rolle des umworbenen Gebers al­
ler guten Gaben gefällt. Aber nichts 
erscheint in unseren Zeitläufen 
vordringlicher, als der aufgeblähten 
Staatstätigkeit Paroli zu bieten.
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